KOMMISSION 8 des Verfassungsrats	Zwischenbericht


1.	Allgemeiner Auftrag und Tätigkeiten der Kommission 8 


Die Kommission hat 8 Sitzungen abgehalten. Sie hat vorerst die zu erarbeitenden Thesen definiert, namentlich weil in den Ideenheften nur zwei sie betreffende Fragen aufgeworfen wurden, nämlich:


-	Scheint Ihnen die Anerkennung der politischen Parteien wünschenswert? (Heft 2 betreffend die Ausübung der politischen Rechte);


-	Ist es zweckmässig, die Religionsfreiheit auf die juristischen Personen auszudehnen, die keinen religiösen Zweck verfolgen? (Heft 2 betreffend persönliche Rechte und Pflichten).


Um ihren Auftrag besser zu erfassen, hat die Kommission beschlossen, Experten anzuhören betreffend die politischen Parteien, die Vereine und die Beziehungen zwischen religiösen Gemeinschaften und Staat. Nach Anhören dieser Experten hat sie die Thesen, welche die ihr zugewiesenen Themen betreffen, erarbeitet. In diesem Zwischenbericht werden nur die Thesen dargelegt, welche die politischen Parteien und die Vereine betreffen, da die Thesen über die Beziehungen zwischen Kirchen, religiösen Gemeinschaften und Staat erst nach Abfassung dieses Zwischenberichtes genehmigt wurden.





2. Politische Parteien 


2.1. Übersicht über die Probleme im Zusammenhang mit der Finanzierung


Zu dieser Frage hat die Kommission folgende Experten angehört: Herrn Prof. Peter Hänni, Dozent für Verfassungsrecht an der Universität Freiburg, Herrn Jean-Pierre Coussa, Jurist im Departement des Innern und Verantwortlicher für das Vorprojekt der Finanzierung der politischen Parteien, Herrn Tiziano Balmelli , Autor einer Dissertation über die Finanzierung der politischen Parteien sowie Herrn Patrice Meyer-Bisch Mitarbeiter am Institut für Ethik und Menschenrechte an der Universität Freiburg. Die Schlussfolgerungen ihrer Ausführungen, welche zum Teil den Thesen der Kommission zugrundeliegen, können wie folgt zusammengefasst werden.


Gegenwärtig wird die wichtige Rolle der Parteien anerkannt und vom Staat teilweise entschädigt. Für die Zukunft stellt sich die Frage einer weitergehenden Unterstützung, wobei aber Missbräuche zu vermeiden sind (keine Chancengleichheit, Monopol der Meinungsbildung, Überborden der für die Wahlkampagnen verwendeten Mittel, Fehlen einer reellen Gewaltentrennung). Um das Aufkommen neuer Ideen zu garantieren, muss die Dynamik des Systems auch die Bildung neuer Wählergruppen und deren politische Rolle sicherstellen. Schliesslich wäre es notwendig, sich gegen das Fernbleiben von der Urne und für eine bessere Stimmbeteiligung einzusetzen.


In Europa ist seit den 70er Jahren ein Trend von der ursprünglichen Wahlkampagne ohne grossen Lärm nach Schweizerart hin zu einer Kampagne nach amerikanischem Muster mit grossem Marketing-Aufwand (Fernseh-Spots, Riesen-Plakate) zu erkennen. Diese Entwicklung verursacht zwei wichtige Probleme: Die Ungleichheit der Chancen zwischen verschiedenen Parteien und die politische Korruption. Entweder werden die Parteien durch grosszügige Gaben zur Deckung ihrer wesentlichsten Bedürfnisse unterstützt oder aber sie versuchen sich auf illegale Weise Mittel zu verschaffen, namentlich bei der Zusprache von öffentlichen Aufträgen.


Um diese Eskalation politisch-finanzieller Affären  zu verhindern, sind gewisse Staaten dazu übergegangen, die politischen Parteien direkt zu finanzieren. Indessen ergibt sich leider in vielen Fällen, dass diese öffentliche Finanzierung nur einen Ergänzung zu privaten, versteckten Mitteln darstellt, indem jede Partei nach einem Maximum an Mitteln strebt, um nicht ins Hintertreffen zu geraten.


Eine gewisse Wirksamkeit hat schliesslich nur die hie und da angewendete Begrenzung der Wahlausgaben. Ein solches Vorgehen lässt sich mit der Gesetzgebung über die Kartelle vergleichen, welche die Bevölkerung vor Missbräuchen eines dominierenden wirtschaftlichen Partners schützt.


Die Lage in der Schweiz ist aus mehreren Gründen verschieden: 


   1.	die direkte Demokratie begrenzt die Macht der "classe politique";


   2.	das Verbot der Werbung am Fernsehen und am Radio hat die Vervielfachung der Spots verhindert;


   3.	die Schweiz ist ein kleiner, in verschiedene Kantone unterteilter Staat , der es deshalb gestattet, ohne allzu grossen Marketing-Aufwand an die Bevölkerung zu gelangen.


Es besteht in der Schweiz ein gewisser Spielraum bezüglich Vermehrung der Zuwendungen an die politischen Parteien, da diese bisher vom Staat recht wenig erhielten. Dennoch ist Vorsicht geboten, da die öffentliche Finanzierung kein Wundermittel darstellt, wenn sie nicht von Massnahmen zur Begrenzung der Wahlausgaben begleitet wird.


Der Grosse Rat des Kantons Tessin hat vor zwei Jahren ein Gesetz über die Transparenz der Parteienfinanzierung eingeführt. Er sieht nun vor, ein neues Gesetz zur Begrenzung der Wahlausgaben zu erarbeiten. Diese Regeln der Vernunft sollten es ermöglichen, die Chancengleichheit  sicherzustellen und der Korruption entgegenzuwirken.


Der Kanton Genf besitzt ein Gesetz bezüglich der Transparenz der Parteifinanzen. Es ist indessen schwer anwendbar, namentlich weil sich die Parteien gegen die Bekanntgabe ihrer Rechnung sträuben. Was die Finanzierung ihrer Aktivitäten betrifft, bestehen bei den Parteien oft noch Grauzonen. Bei einer effizienten Begrenzung der Wahlausgaben in Sachen Plakate und Inserate sind die in Frage kommenden Summen geringer und deshalb auch die Ungleichheiten weniger gewichtig.


2.2. Die Finanzierung der Parteien im Kanton Freiburg


Der Kanton Freiburg kann die Parteien in zweifacher Weise finanzieren: Durch direkte Beiträge (Überweisung von Geldbeträgen) oder aber indirekte Beiträge (Übernahme von Kostenstellen, Beiträge an die parlamentarischen Fraktionen). Es besteht zurzeit im Kanton  keine restriktive oder zwingende gesetzliche Grundlage, welche sich der Finanzierung von Parteien widersetzen würde oder die Parteien dazu verpflichten würde, die Herkunft ihrer Mittel zu veröffentlichen. Demzufolge können die Parteien Beiträge empfangen und ihre Aktivitäten und Kampagnen finanzieren, wie es ihnen gefällt.


Im Anschluss an einen Entscheid des Bundesgerichtes, welches den Kanton dazu anhielt, die Gleichbehandlung der Parteien und die Chancengleichheit zu fördern, wurden die Bedingungen für  eine staatliche Beteiligung an den Kosten der Wahlkampagnen zugunsten der kleinen Parteien gelockert. Im Hinblick auf die Bundeswahlen von 1999 wurde das Gesetz über die Ausübung der politischen Rechte (PRG 76) durch Einführung des Kriteriums von 1% der Wählerstimmen geändert (Art 31bis).


Bei der erneuten Revision dieses Gesetzes hat die extraparlamentarische Kommission die Bestimmung über die Verteilung der Wahllisten beibehalten (vgl. PRG 2001 Art. 40) und das Prinzip der Übernahme der Druckkosten für alle Wahllisten durch den Staat eingeführt, dies zur Förderung des politischen Lebens. 


Was die Unterstützung der politischen Parteien betrifft, hat der Staatsrat beschlossen, ein neues Gesetz zu erarbeiten, welches eine direkte Finanzierung der Parteien durch Beiträge an die Kosten für die Wahlen in den Nationalrat, den Ständerat, den Grossen Rat und neu auch den Staatsrat vorsieht. Ausgeschlossen wurde vom Staatsrat die Wahl der Oberamtmänner, um die finanziellen Mittel nicht allzu sehr zwischen den verschiedenen Wahlkreisen und Parteien aufzuteilen. 


Die Beiträge werden auf folgende Weise berechnet: Die im Budget vorgesehene Summe wird durch die Anzahl Wählerstimmen geteilt. Der sich ergebende Teilbetrag wird mit der Anzahl Wählerstimmen multipliziert, welche jede mit mehr als einem Prozent beteiligte Partei erhalten hat. Daraus ergibt sich der an die Parteien oder Wählergruppen auszurichtende Betrag. Im Vergleich zur PRG 76 stellt man fest, dass das neue Gesetz  kleine und grosse Parteien leicht bevorzugt, jedoch nicht die mittlgrossen.


Diese neue Art der Aufteilung gestattet es, das vorgesehene und vom Grossen Rat genehmigte Budget zu respektieren. Die derart vorgesehenen Beiträge belaufen sich für den Nationalrat auf Fr. 100'000.-, für den Ständerat auf Fr. 45'000.- und für den Grossen Rat auf Fr. 150'000.-. Für die Wahl des Staatsrates werden wahrscheinlich Fr. 40'000.- bis 50'000.- zur Verfügung stehen. Hinzu kommen die Beiträge, die vom Staat an die parlamentarischen Fraktionen  ausgerichtet werden und die im Gesetz  über den Grossen Rat festgelegt sind. Diese Beiträge belaufen sich auf Fr. 5000.- für jede Fraktion und Fr. 200.- für jeden der Fraktion angehörenden Grossrat. Die gesamten vom Kanton zur Unterstützung der politischen Parteien ausgerichteten Beiträge betragen demnach Fr. 650'000.- pro Legislaturperiode, Fr. 139'000.- pro Jahr oder ungefähr Fr. 0.70 pro Einwohner und Jahr.


In diesem Projekt war ebenfalls vorgesehen, den Beitrag von der Stimmbeteiligung abhängig zu machen, damit die Parteien die Wählerschaft zur Wahlbeteiligung anhalten, worauf aber schliesslich verzichtet wurde. Im Hinblick auf die Bescheidenheit des Gesamtbetrages wäre von dieser Massnahme kaum eine Wirkung zu erwarten gewesen. 


Dieser Gesetzesentwurf über die Beteiligung des Staaates an den Wahlkosten wurde verschiedenerseits kritisiert und das Bedürfnis, ein Gesetz von sieben Artikeln zu erlassen, in Frage gestellt. Die Kommission 8 hat von diesem Gesetzesentwurf Kenntnis, aber von einer Stellungnahme Abstand genommen, da sie selber mit der Erarbeitung einer Verfassungsgrundlage über die politischen Parteien beschäftigt ist. Hingegen hat sie sich die Beteiligung an der Auswertung der Vernehmlassung gewünscht. 


2.3. Verfassungsartikel betreffend die politischen Parteien 


2.3.1. Rolle der Parteien


Zur Rolle der Parteien hat die Kommission folgende Thesen genehmigt:


-	die politischen Parteien spielen eine Rolle für die Meinungsbildung;


-	sie sind ein sehr wesentlicher (wenn auch nicht ausschliesslicher, anderen Organisationen kann ebenfalls eine Rolle zukommen) Bestandteil des politischen und demokratischen Gefüges;


-	sie tragen aktiv zur Beteiligung der Bürgerinnen und Bürger bei;


-	sie fördern durch die demokratische Auseinandersetzung die Bildung des Volkswillens.


Die Kommission hat die Rolle der Parteien für die Meinungsbildung und für die Erhaltung der demokratischen und politischen Ordnung nicht in Frage gestellt.


Nach einer Diskussion über die Art eines produktiven Beitrages der Parteien zur Lösung der gesellschaftlichen Probleme, hat sich die Kommission zugunsten der Ausdrücke Volkswillen und demokratische Auseinandersetzung entschieden. Es ist ihr nicht gelungen andere Ausdrücke aufzufinden um klarzumachen, dass die Parteien zuweilen die zwischenparteilichen Fehden aufgeben sollten, um aktiv gemeinschaftliche Lösungen zu erarbeiten. Sie hat auch darauf verzichtet, Regeln für die Objektivität der bei Abstimmungen und Wahlen verwendeten Argumente aufzustellen. Sie ist dabei namentlich zum Schluss gekommen, dass die Objektivität schwierig zu kontrollieren ist und dass sie schliesslich mehr aus der Gegenüberstellung der Argumente hervorgeht als aus einer eventuellen Beschränkung der Ausdrucksfreiheit.


Sie hat ebenfalls darauf verzichtet, den Begriff Information zu verwenden im Hinblick darauf, dass dieser Begriff in jenem der Meinungsbildung enthalten ist.


Sie wünscht, dass die Erziehung zum Staatsbürgertum im  Schulalter verstärkt wird, ohne diese jedoch den Parteien übertragen zu wollen, namentlich in der Ueberzeugung, dass die Schule ausserhalb der zwischenparteilichen Auseinandersetzungen bleiben sollte.


Sie ist ebenfalls zurückhaltend zu den Vorschlägen, die politische Bildung der Jugend und der BürgerInnen den Parteien anvertrauen zu wollen. Hingegen unterstreicht sie die Rolle, welche den Parteien zukommt , um die BürgerInnen dazu anzuhalten, an der demokratischen Auseinandersetzung und an den Abstimmungen teilzunehmen. 


Sie findet es nicht notwendig, in der Verfassung die Parteien als Vereine mit ideellem Zweck zu definieren.


2.3.2. Bedingungen der Unterstützung


Nachdem sie die Rolle der Parteien definiert hatte, hat die Kommission die für eine Unterstützung derselben notwendigen Bedingungen diskutiert. Die Unterstützung, welche sie den Parteien zukommen lassen will, kann über die alleinige Subventionierung der Wahlen hinausgehen.


Eine Anzahl Bedingungen für die Unterstützung wurden vorgeschlagen. Die Kommission hat sich über die Zweckmässigkeit einer Eintragung in die Verfassung ausgesprochen und schliesslich den folgenden Text genehmigt:  


Der Staat kann die Aktivität der Parteien für ihren Beitrag zur Funktionsfähigkeit der Demokratie in angemessener Weise unterstützen.


Das Gesetz regelt den Rahmen und die Bedingungen einer staatlichen Unterstützung unter der Voraussetzung der Transparenz und der Gleichbehandlung. (Minderheitsvorschlag: Die Parteien bieten Gewähr für die Transparenz ihrer Einnahmen und Ausgaben).


Die Diskussionen und Entscheide über diese Bedingungen sind nachstehend wiedergegeben:


Angemessene Vertretung von Männern und Frauen:


Die Idee, politische Parteien, welche das Gleichgewicht zwischen Männern und Frauen anstreben, finanziell zu bevorzugen, ist im Hinblick auf die Schwierigkeit der Anwendungsbestimmungen auf Widerstand gestossen.


Die Kommission wünscht indessen, dass die angemessene Vertretung der Frauen und aller Schichten der Bevölkerung durch andere Massnahmen gefördert werde und in der Botschaft auch als Forderung erwähnt sei. 


Die Transparenz 


Einstimmig ist die Kommission auf die Grundbedingung der Transparenz eingetreten. Hingegen gingen die Meinungen auseinander, wieweit diese in der Verfassung festzulegen sei,  da diese Transparenz ja nur  Teile der Ausgaben oder alle Ausgaben oder auch eine generelle Überprüfung der Buchhaltung punkto Einnahmen oder Ausgaben betreffen könnte.


Die Mehrheit der Kommission hat sich dafür entschieden, die Kontrolle der Transparenz auf gewisse Aktivitäten und einzelne Rubriken der Buchhaltung der Parteien zu beschränken.


Eine Minderheit forderte die durchgehende Transparenz (Einnahmen und Ausgaben).


Anwendung demokratischer Regeln (intern) 


Die Parteien respektieren im Allgemeinen die aus dem Zivilgesetzbuch hervorgehenden Grundsätze der Vereinsbildung, welche ein demokratisches Vorgehen garantieren. Es kann indessen vorkommen, dass Parteien die aufgestellten Regeln missachten.


Für den Staat ist es jedoch schwierig, das Funktionieren privater Institutionen zu überwachen. Im  Falle der Missachtung der Statuten können die geschädigten Mitglieder Klage einreichen und damit die Justiz einschalten, welcher damit die Rolle des Kontrollorgans zukommt.


Die Mehrheit der Kommission ist der Auffassung, dass die strikte Beachtung der demokratischen Prinzipien zu den Bedingungen einer Unterstützung der Parteien gehört und deshalb auch in der Botschaft zu erwähnen ist, jedoch nicht im Verfassungstext.


Die Anzahl Aktivitäten (Volumen)


Dieses Kriterium könnte anregend wirken, wird aber durch die Kommission als zu schwierig anwendbar eingestuft.


Gleichbehandlung der Parteien 


Dieses Kriterium wurde nicht in Frage gestellt.


Begrenzung der Ausgaben für die Wahlkampagne


Die Kommission, welcher diverse Vorschläge zur Ausgabenbegrenzung vorgelegt wurden, war willens dem Gesetzgeber Möglichkeiten zur Begrenzung gewisser Wahlausgaben in die Hand zu geben. Hingegen war sie geteilter Meinung über die Notwendigkeit, diesen besonderen Aspekt in die Verfassung aufzunehmen. Obschon auf kantonalem Niveau die Wahlausgaben gegenwärtig ziemlich beschränkt sind, zweifelt sie daran, dass dieses Problem in Zukunft durch eine einfache Vereinbarung zwischen Parteien geregelt werden kann.


Die Mehrheit hat deshalb in Ermangelung einer präziseren Formulierung beschlossen, dass die Einführung in die Verfassung des Begriffes "in angemessener Weise" es dem  Gesetzgeber erlauben sollte, die Kriterien für eine kontrollierbare und zeitgemässe Begrenzung gewisser Wahlausgaben festzulegen.


2.4  Befragung der politischen Parteien 


Die Mehrheit der Kommission hat darauf verzichtet, im Artikel über die Parteien von einer Befragung derselben zu sprechen, obschon sie dies als notwendig erachtet. Sie wartet, um zu sehen, ob diese Frage auf andere Weise geregelt wird.


2.5. Mindestanzahl von Parteien  


Im Gefolge eines Vorschlages zur Sicherstellung einer Mindestanzahl von Parteien bei Wahlen hat die Kommission entschieden, dass die Sorge um ein gutes Funktionieren der Demokratie in die Botschaft aufzunehmen ist, indessen mit dem Hinweis, dass bei Gemeindewahlen die Parteien oft eine geringe Rolle spielen.


3. Vereine


3.1. Umfeld 


Zu diesem Thema hat die Kommission Herrn Prof Peter Hänni, Herrn Luc Recordon und Frau Laurence Martin, Mitglieder des waadtländischen Verfassungsrates sowie Herrn François Mollard, Chef des kantonalen Sozialdienstes Freiburg angehört. 


Unter dem Begriff Verein ist nicht nur an die Vereine im  Sinne der Artikel 60 ff. des Zivilgesetzbuches zu denken, sondern auch an andere juristische Personen, wie namentlich die Stiftungen.


Es existieren vier Hauptarten von Vereinen:  1. Vereine der Huldigung, die vor allem der Förderung des Persönlichkeitswertes in der Gesellschaft dienen (z. B. Service-Clubs, Studentenvereine);  2. Vereine zum Zwecke der Vermittlung, welche die Erfülllung des Zieles zu geringeren Kosten erlauben  (z.B. Sportvereine); 3.  Vereine der Bewusstseinsbildung (Konsumenten- und Verbraucherorganisationen); 4. Vereine mit dem Ziel der Verwaltung eines Sozialbereiches von öffentlichem Interesse. Letztere sind im Allgemeinen jene,  welche vom Staat am meisten Geld erhalten.


Die Vereine werden in der Regeln von den kantonalen Verfassungen nicht erwähnt, obwohl gewisse kantonale Gesetze sie betreffende Vorgaben enthalten. Der Kanton Waadt hat nun Neuland betreten, indem den Vereinen ein Verfassungsartikel gewidmet wird.


3.2. Die Vereine im Kanton Freiburg 


Die Stellung des Staates gegenüber den Vereinen ist differenziert: Er kann sich darauf beschränken, sie zu subventionieren, ihnen durch einseitigen Beschluss Aufgaben zu übertragen oder auch mit ihnen als Partner einen Vertrag abzuschliessen. Man begegnet vielen im Sozialbereich aktiven Vereinen (Schülerbetreuung ausserhalb der Schulzeiten, Tagesmütter, Notbetreuung, Hauspflege etc.), namentlich weil der Staat nicht allen Bedürfnissen gerecht werden kann. Die im Sozialbereich tätigen privaten und gemeinnützigen Partner sind deshalb unentbehrlich. Der Kanton anerkennt  die Tätigkeit gewisser Organisationen  und spricht ihnen Subventionen zu, im Rahmen einer gegenseitigen vertraglichen Übereinkunft mit Rücksicht auf ihre besondere Aufgabe. Solche Verträge wurden zum Beispiel mit Solidarität Frauen, Tremplin, la Tuile etc. abgeschlossen. Im Allgemeinen können solche Vereine nebst den besoldeten Mitarbeitern auf die unentgeltliche Mitwirkung gewisser Mitglieder zählen (Pro Senectute, Rotes Kreuz). Es gibt indessen auch Vereinigungen, welche ausschliesslich von unentgeltlich arbeitenden Mitgliedern betrieben werden, wie zum Beispiel jene zur Betreuung von Personen am Lebensende, Solidarität im Quartierbereich zur gegenseitigen Dienstleistung u.a.m. 


Dank dem Gesetz über die Sozialhilfe von 1991, welches 1994 in Kraft getreten ist, verfügt das kantonale Sozialamt über eine gesetzliche Grundlage, welche es ihm gestattet, die Zusammenarbeit zwischen den verschiedenen Vereinen sozialer Zwecksetzung zu organisieren, seien sie öffentlich oder privat. Dieses Gesetz hat zur Bildung regionaler Organisationen für die Sozialhilfe geführt. Es fehlt indessen noch eine gemeinsame Plattform, welche eine bessere Koordination und Kooperation zwischen den verschiedenen Teilnehmern gestatten und damit Zweispurigkeiten ausmerzen würde. Ansätze dazu sind bereits vorhanden wie namentlich die jährliche Zusammenkunft der verschiedenen sozialen Institutionen in Grangeneuve.


Die Revision der Verfassung ist ein idealer Anlass, um den Willen zur Zusammenarbeit zwischen öffentlichen und privaten Sozialdiensten in der Verfassung zu verankern. Die Verwirklichung dieses Willens wird anschliessend vom Willen der Politiker abhängen. 


3.3. Verfassungsartikel über die Vereine 


3.3.1. Die Anerkennung der Rolle der Vereine


Einstimmig hat die Kommission folgende These gutgeheissen: "Der Staat und die Gemeinden anerkennen die Rolle und die Wichtigkeit der Vereinstätigkeiten". Die Kommission ist der Meinung, dass die Tätigkeit der Vereinigungen das Gemeinwohl in einem Masse fördert, welches über die Summe der individuellen Beiträge hinausgeht. Um den Bereich dieser Anerkennung nicht einzuschränken, hat sie den Begriff "Vereinsleben" gewählt, welcher zusätzlich zum Verein andere Formen von Vereinigungen miteinschliesst. Sie ist auch der Auffassung, dass es falsch wäre, die Unentgeltlichkeit der Leistung in den Vordergrund zu rücken, da die anvisierten Organisationen sich vielfach aus Festangestellten und unentgeltlichtätigen Freiwilligen zusammensetzen.


3.3.2. Unterstützung gemeinnütziger Aktivitäten der Vereine 


Die Mehrheit der Kommission ist der Auffassung, dass die Vereine über eine allgemeine Unterstützung ihrer Tätigkeiten durch den Staat verfügen sollten. Diese Unterstützung unterscheidet sich von den im Rahmen eines partnerschaftlichen Vertrages gewährten Subventionen, da diese einem bestimmten Leistungsauftrag entsprechen. Das Gesetz wird die Arten der Hilfeleistung und die Rahmenbedingungen definieren müssen. 


Die Kommission hat sich auf fünf Bedingungen geeinigt, die vom Gesetzgeber für die Gewährung einer allgemeinen Hilfe an eine Vereinigung vorgeschrieben werden könnten, wobei wahrscheinlich ist, dass die Einhaltung dieser Bedingungen nicht in allen Fällen möglich sein wird:


-	Verfolgung eines Zieles ohne Erwerbszweck, Erfüllung gemeinnütziger Aufgaben, transparente Buchhaltung, Beachtung der demokratischen Prinzipien, Koordination und Kooperation mit anderen Vereinigungen.


Die Kommision hat sich auf folgenden Text geeinigt: "Der Staat und die Gemeinden können den Vereinen Unterstützung gewähren". Dabei sind die obenerwähnten Bedingungen in der begleitenden Botschaft aufzuführen. Schliesslich wurde der Begriff Vereine gewählt, namentlich weil es wesentlich scheint, dass für die Gewährung einer Unterstützung eine bestimmte Organisation und eine bestimmte rechtliche Grundlage besteht. Die Bestimmungen des Zivilgesetzbuches in den Artikeln 60 ff., welche auch die Stiftungen miteinschliessen, sind einfache Normen. Sie gestatten indessen eine gewisse Kontrolle, namentlich in finanzieller Hinsicht was wesentlich ist, wenn öffentliche Mittel im Spiele sind.


3.3.3. Der Partnerschaftsvertrag und die Delegation von Aufgaben


Die Kommission ist durchaus damit einverstanden, dass der Staat gewisse Aufgaben an entsprechende Vereine delegieren kann. Hingegen ist sie geteilter Meinung, wenn von Zusammenarbeit gesprochen wird. Eine Mehrheit ist jedoch der Auffassung, dass der Begriff "Partnerschaftsvertrag" zutreffend ist, da er gegenseitige Zustimmung und gegenseitigen Respekt voraussetzt. Schliesslich einigt sich die Kommission auf den Satz: "Der Staat und die Gemeinden können ihre Aufgaben im Rahmen eines Partnerschaftsvertrages delegieren".


3.3.4. Die unentgeltliche Mitarbeit


Die Mehrheit der Kommission befürwortet die Notwendigkeit, unentgeltliche Leistungen anzuerkennen und zu fördern, namentlich auch in Bezug auf die Ausbildung dieser Personen (Steuerabzug für die Ausbildungskosten, subventionierte Ausbildungsveranstaltungen, etc.). Sie spricht sich für folgende These aus: " Der Staat und die Gemeinden erleichtern die unentgeltliche Mitarbeit und die Ausbildung solcher Mitarbeiter". 


Eine Minderheit findet es unnötig, in der Verfassung von der Ausbildung unentgeltlicher Mitarbeiter zu sprechen.


3.3.5. Die Vernehmlassung


Nach einigem Zögern einigt sich die Kommission auf die These: "Der Staat und die Gemeinden befragen die Vereine in Sachen die sie betreffen". Dies gehört zum guten politischen Brauchtum. Die Probleme, welche Gegenstand einer Umfrage sein sollen, werden im Gesetz definiert .


3.3.6. Die Vereinsbeschwerde


In der Schweiz kann jede Person oder jeder Verein, die von einem Beschluss direkt betroffen werden, eine Beschwerde erheben. Dieses Recht besteht ebenfalls gegenüber kantonalen Normen oder gegenüber Entscheiden, die gemäss einer kantonalen Norm gefällt werden. Der Rekurrent kann sich zusätzlich zum Antrag um Aufhebung des Entscheides auf die Verfassungswidrigkeit oder die fehlende verfassungsmässige Grundlage der kantonalen Norm berufen.


Es ist logisch, dasss jede in ihren Interessen tangierte Person rekurrieren kann. Das schweizerische Recht sieht hingegen keine Beschwerde zugunsten des Allgemeinwohls vor, mit Ausnahme der Bereiche Natur- und Umweltschutz. Das Bundesgesetz über den Schutz der Natur und der Landschaft (Art. 12, al. 1) und das Bundesgesetz über den Umweltschutz (Art. 55) gestatten es einer Reihe von Organisationen, welche vom Bundesrat anerkannt sind, in Sachen Umweltschutz Beschwerde zu führen. 


Auf Bundesebene hat sich dieses Beschwerderecht weitgehend bewährt: Jedes Jahr werden ungefähr 10 Rekurse eingeleitet (dies entspricht ca. einem Prozent aller Beschwerden) . Der Prozentsatz der Erfolge ist weit grösser als bei Beschwerden von Privatpersonen.


Demnach wäre es möglich, anderen Organisationen ein Beschwerderecht einzuräumen zum Schutze des Allgemeinwohls. Man denke hier namentlich an die Zuteilung der Radiofrequenzen, die Wasserwirtschaft, die Kulturgüter u.a.m...


Beschwerdelegitimation könnte beispielsweise sein: Bestehen der Organisation seit mindestens fünf Jahren, das Ziel des Rekurses entspricht dem statutarischen Ziel des Vereins oder der Stiftung. Weitere Bedingungen wären denkbar : das Rekursrecht  kommt nur Organisationen zu, die ein bestimmtes Ziel verfolgen (Schutz des gebauten Eigentums, Konsumentenschutz etc.). 


In den USA besitzen die Vereine ein Beschwerderecht, wenn einige ihrer Mitglieder durch einen Entscheid getroffen werden, in der Schweiz nur wenn dies viele oder die Mehrheit der Mitglieder trifft. In Frankreich und in Schweden ist das Rekursrecht auf die Verteidigung gewisser Interessen ausgeweitet. Das Recht zum Rekurrieren ist also in gewissen anderen Ländern ausgedehnter als in der Schweiz.


Auf kantonaler Ebene sieht das Gesetz über die Raumplanung ein Beschwerderecht für Organisationen des Natur- und Umweltschutzes vor. Man fragt sich, ob in unserem Kanton das Recht zur Beschwerde auch auf andere Gebiete, welche das Allgemeinwohl betreffen, ausgeweitet werden sollte.


Die Mehrheit der Kommission wünscht, dass das Beschwerderecht in Sachen Allgemeinwohl in unserem Kanton erweitert werde. Eine Minderheit schlägt vor, auf einen Vorschlag zu verzichten. Sie befürchtet, dass eine "Rekuritis" die Rechtssprechung blockieren könnte.


3.3.7. Vereinsfreiheit und Freiheit, einem Verein nicht beizutreten


Die Kommission hält es für nötig, die Vereinsfreiheit, wie auch das Verbot eine Mitgliedschaft zu erzwingen in die Verfassung einzutragen, auch wenn dies in der Bundesverfassung bereits enthalten ist.


3.4. Zusammenfassung der Entscheide über die Vereine 


Zu den Vereinen hat die Kommission folgende Prinzipien gutgeheissen:


Der Staat und die Gemeinden anerkennen die Rolle und die Wichtigkeit des Vereinslebens;


Sie können Vereine (finanziell) unterstützen;*


Sie können im Rahmen eines partnerschaftlichen Vertrages Aufgaben delegieren;


Sie erleichtern die unentgeltliche Mitarbeit und die Ausbildung solcher Mitarbeiter (Minderheitsantrag: keine Erwähnung der Ausbildung unentgeltlicher Mitarbeiter)


Sie befragen die Vereine in Sachen, die sie betreffen;


Die Verfassung anerkennt das Beschwerderecht zum Allgemeinwohl von Organisationen, die im betreffenden Bereich tätig sind. (Minderheitsantrag: Keine Erwähnung des Beschwerderechtes)


* in der Botschaft werden die Bedingungen einer Unterstützuung aufgeführt, diese sind:


Die Verfolgung eines Zieles ohne Erwerbszweck;


Die Gemeinnützigkeit;


Die Transparenz;


Die Achtung der demokratischen Prinzipien;


Die Koordination und die Kooperation zwischen den Vereinen.


3.5. Private Mediation


Die Frage einer privaten Mediation wurde im Schosse der Kommission 8 diskutiert. Die private Vermittlung erlaubt es, die öffentliche Rechtssprechung, welche für die Parteien nicht immer vorteilhaft ist, zu vermeiden. Die Entwicklung einer solchen Vermittlung sollte den sozialen Frieden fördern. Zahlreiche Vereinigungen haben einen Vermittlungsdienst entwickelt, aber man sollte dies mehr fördern, namentlich durch Unterstützung der Ausbildung von Vermittlern und Einführung des Berufsgeheimnisses. Dieses Verfahren, welches sich ausserhalb des Justiz- und Verwaltungssystgems abspielt, gestattet es, die Gerichte zu entlasten.


Betreffend die private Mediation beschliesst die Kommission 8, die Kommission 6 darauf aufmerksam zu machen.


4. 	Kirchen und religiöse Gemeinschaften - Staat 


Die folgenden Fragen betreffen die Beziehungen zwischen religiösen Gemeinschaften und Staat. Sie wurden in erster Lesung behandelt, sind aber noch nicht Gegenstand dieses Berichtes:


a)	Anerkennung der Rolle der Kirchen und der religiösen Gemeinschaften sowie Modelle der Beziehungen zum Staat;


b)	Finanzierung (Besteuerung der leiblichen und juristischen Personen, Subventionen, Mandatsteuer, Leistungsentschädigungen);


c)	Anerkennung der religiösen Gemeinschaften als öffentlich-rechtliche Körperschaften (welche Gemeinschaften? Bedingungen); 


d)	Gewährung öffentlich-rechtlicher Vorteile (welche Gemeinschaften, Bedingungen etc). 








Die Präsidentin:


Freiburg, 3. September 2001                                                                     Marie Garnier
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